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A, Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

1. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für notwendig, 
Dr. Hauff daß die Einkommensgrenzen des zweiten 

Wohngeldgesetzes und des zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes einander angeglichen wer- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Trifft es zu, daß, wie vom Verband der Land- 

Freiherr wirte aus Mitteldeutschland — Heimatver- 

von Fircks drängtes Landvolk e. V. — beschwerdeführend 

gesagt wird, die Auskunftsstellen personell 
unzureichend besetzt und die jetzt gültigen 
Vorschriften für die Bildung von Ersatzein- 
heitswerten außerordentlich zeitraubend sind, 
so daß erst nach Jahren mit Abschluß der 
Arbeiten gerechnet werden kann? 

3. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, durch eine ent- 
Frau Renger sprechende Ergänzung der Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften zum Ausländergesetz 
klarzustellen, daß der grundgesetzlich ver- 
bürgte Schutz von Ehe und Familie ein be- 
sonders wichtiger Belang der Bundesrepublik 
Deutschland ist, der insbesondere bei solchen 
ausländerrechtlichen Verfügungen — z. B. 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis und Er- 
laß einer Ausweisung — beachtet werden 
muß, die einen mit einem deutschen Ehegatten 
verheirateten Ausländer betreffen? 


4. Abgeordnete Hält die Bundesregierung die immer häufiger 
Frau Renger zu beobachtende Praxis der Ausländerbehör- 
den für richtig, die Interessen der deutschen 
Ehefrau und der Kinder am Fortbestand der 
Familie grundsätzlich gegenüber angeblichen 
Erfordernissen einer „glaubwürdigen Entwick- 
lungshilfepolitik" geringer zu bewerten, wenn 
dem ausländischen Ehemann zuvor lediglich 
eine Aufenthaltserlaubnis zu Studien- oder 
Fortbildungszwecken erteilt worden war? 

5. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach der kommu- 
Engelsberger nistisch dirigierte Polen-Verband „Zgoda" mit 

Duldung der Bundesregierung seine Position 
immer mehr ausbauen kann? 
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6. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 

Engelsberger Abteilung V des polnischen Außenministe- 

riums Pläne zur Infiltration der polnischen 
Emigranten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land entwickelt worden sind, und was will die 
Bundesregierung tun, um diese zu verhindern? 

7. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Poli- 

Pensky zeivollzugsbeamten des Bundesgrenzschutzes 

neben ihren allgemeinen Aufgaben im Wach- 
und Sicherungsdienst häufig zu Übungen 
herangezogen werden, die weit über die regel- 
mäßige Dienstzeit hinausführen, ohne daß 
hierfür eine angemessene Vergütung durch 
Dienstbefreiung zu anderer Zeit gewährt wird? 

8. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 

Pensky daß ein Mehrdienst von 34 Stunden, der hin- 

tereinander unter erschwerten Bedingungen 
überwiegend während einer Nachtübung ab- 
geleistet wurde, nicht als „erhebliche Mehr- 
beanspruchung'' im Sinne der Arbeitszeitbe- 
stimmungen gewertet und deshalb keine 
Dienstzeitvergütung gewährt wird bzw. daß 
darauf hingewiesen wird, daß diese Art von 
mehrgeleistetem Dienst durch die Gewährung 
von Dienstbefreiung allgemeiner Art (Ostern, 
Pfingsten, Rosenmontag, Fastnachtsdienstag, 
Weihnachten, Neujahr) abgegolten ist? 

Welches Ergebnis hatte die von Staatssekretär 
Dorn am 17. April 1970 mitgeteilte Bemühung 
des Bundesinnenministeriums, im Einverneh- 
men mit den Bundesländern zu einheitlichen 
Grundsätzen für solche Einbürgerungsanträge 
zu gelangen, bei denen Gesichtspunkte der 
Entwicklungshilfepolitik eine besondere Rolle 
spielen? 

10. Abgeordneter Hat die Bundesregierung inzwischen einen Be- 

Dr. Wagner Schluß über Art und Umfang einer Bundes- 

(Trier) hilfe für die Beseitigung der Hochwasserschä- 

den gefasst? 

11. Abgeordneter Trifft es zu, daß zwischen dem Bundesmini- 

Brandt sterium des Innern und den Innenministerien 

(Grolsheim) der Länder eine generelle Regelung darüber 

getroffen worden ist, wie künftig Einbürge- 
rungsanträge von Angehörigen aus sogenann- 
ten Entwicklungsländern behandelt werden 
sollen, sofern es sich um Leute handelt, die 
mit Deutschen verheiratet sind und die zu den 
sogenannten Altfällen gehören? 

12. Abgeordneter Wie sieht gegebenenfalls diese Regelung aus? 

Brandt 

(Grolsheim) 


9. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 
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13. Abgeordneter Wird in dem von der Bundesregierung in Auf- 
Dr. Gölter trag gegebenen Gutachten über die Frage des 

Besoldungsrückstandes der Beamten, das nach 
der Entschließung des Deutschen Bundestages 
vom 27. Februar 1970 bis zum 31. Dezember 
1970 vorgelegt werden soll, auch der Rück- 
stand der Versorgungsempfänger hinter der 
allgemeinen Einkommensentwicklung mit ein- 
bezogen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


14. Abgeordneter 

Wende 


15. Abgeordneter 

Dr. Rutschke 


16. Abgeordneter 

von Thadden 


17. Abgeordneter 

von Thadden 


18. Abgeordnete 
Frau Griesinger 


19. Abgeordnete 
Frau Griesinger 


Beabsichtigt die Bundesregierung, im Zusam- 
menhang mit der Reform über die Strafbe- 
stimmung der Abtreibung einen Entwurf ein- 
zubringen, wonach die eugenische Indikation 
als Rechtfertigungsgrund anerkannt wird? 

Welches ist der Stand der vorbereitenden Ab- 
sprachen zum Ratifizierungsverfahren für die 
am 30. November 1964 von der Bundesregie- 
rung Unterzeichneten Europäischen Überein- 
kommen über die Strafverfolgung von Stras- 
senverkehrsdelikten und über die Überwa- 
chung bedingt verurteilter oder bedingt ent- 
lassener Personen, die nach Auskunft des 
Bundesministers der Justiz vom 14. März 1967 
(Drucksache V/1585) abgeschlossen sein müs- 
sen, ehe die entsprechenden Gesetzentwürfe 
dem Deutschen Bundestag zugeleitet werden 
können? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, sich zu der 
demnächst vor dem Bundesverfassungsgericht 
zur Verhandlung anstehenden Verfassungs- 
beschwerde der Gewerkschaft Textil und Be- 
kleidung gegen den Beschluß des Großen 
Senats des Bundesarbeitsgerichts vom 29. No- 
vember 1967 zu äußern? 

Hat sich die Bundesregierung zu der Verfas- 
sungsbeschwerde der Gewerkschaft Textil und 
Bekleidung, in der Fragen der Koalitionsfrei- 
heit (Artikel 9 Abs. 3 des Grundgesetzes) von 
grundlegender Bedeutung aufgeworfen wer- 
den, eine Meinung gebildet? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es im 
Bereich der Ehemaklerei Erscheinungen gibt, 
die man als betrügerisch und wucherisch be- 
zeichnen kann? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dieser Ent- 
wicklung dadurch entgegenzutreten, daß sie 
entweder den § 656 BGB aufgibt, oder aber 
— nach jüngstem niederländischen Beispiel — 
die Ehemakler staatlicher Aufsicht unterstellt? 
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20. Abgeordneter Wann und wie oft hat die Bundesregierung 

Dr. Marx den Bundesminister der Justiz beauftragt, ge- 

(Kaiserslautern) gen diejenigen, die Fahnen von verbündeten 

und befreundeten Nationen heruntergerissen, 

zerrissen oder verbrannt haben, durch Straf- 
anzeige vorzugehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


21. Abgeordnete Warum werden verwitwete Frauen mit unter- 

Frau Dr. Diemer- haltspflichtigen Kindern in die Steuergrup- 
Nicolaus pe III, geschiedene und ledige Frauen in der 

gleichen Situation in Gruppe II in der Lohn- 
steuergesetzgebung eingestuft? 

22. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, eine gleiche 

Frau Dr. Diemer- steuerliche Behandlung dieser Frauen vorzu- 
Nicolaus nehmen? 

23. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu — vgl. FAZ vom 

Alber 10. Juni 1970, Nr. 131, S. 17 — wonach deut- 

sche Bundesländer über öffentlich-rechtliche 
Kreditinstitute Gelder zur Einzahlung ihrer 
Konjunkturausgleichsrücklage am Eurodollar- 
markt über britische und schweizerische Fi- 
nanzinstitute aufnehmen? 

24. Abgeordneter Wenn ja, um welche Länder handelt es sich 

Alber und in welcher Flöhe werden diese Kredite 

aiifgenommen? 

25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den seit Jah- 

Härzschel ren unveränderten steuerfreien Betrag von 

1,50 DM für den Zuschuß zum Kantinenessen 
zu erhöhen angesichts der Tatsache, daß die- 
ser Satz durch die auch beim Kantinenessen 
inzwischen eingetretenen Preiserhöhungen 
längst überholt ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


26. Abgeordneter Wie gedenkt sich die Bundesregierung gegen- 

Dr. Pohle über den sich in der Öffentlichkeit mehrenden 

Gerüchten über eine erneute Aufwertung zu 
verhalten? 

27. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 

Dr. Pohle ren, daß eine abwartende oder inoffiziell zu- 

stimmende Haltung der Einweg-Spekulation 
und damit dem erneuten Zustrom spekulati- 
ver Auslandsgelder Tür und Tor öffnet? 
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28. Abgeordneter Wann ist mit der Vorlage einer Liste der 

Geldner Gebiete zu rechnen, die entsprechend der Ge- 

meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" für eine besondere 
Fremdenverkehrsförderung in Betracht kom- 
men, und ist es möglich, daß darin auch Ge- 
genden aufgenommen werden, die zu Frem- 
denverkehrsgebieten entwickelt werden kön- 
nen? 

29. Abgeordneter Welche Leistungen im einzelnen können 

Geldner künftig aus den Mitteln des Regionalen För- 

derungsprogramms mit investiven Maßnahmen 
bezuschußt werden? 

30. Abgeordneter Trifft die Angabe des bayerischen Staats- 

Wittmann ministers Dr. Heubl bei einer öffentlichen Ver- 

sammlung in Straubing zu, daß das Volumen 
aller Investitionsmittel der Bundesregierung 
für Saarland und Ruhrgebiet 12,5 Milliarden 
DM im Jahre 1970 betrage, während für das 
übrige Bundesgebiet insgesamt nur 2,9 Milliar- 
den DM bereitgestellt würden? 

31. Abgeordnete Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Frau Meermann rung, um die Öffentlichkeit vor unseriösen 

Maklern zu schützen? 

32. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Haack rung, die Urlaubs- und Erholungseinrichtungen 

in den Gebieten entlang der Grenze zur DDR 
zu fördern? 

33. Abgeordneter Wie hoch waren die Gesamtkosten und die 

Dr. Probst Bundeszuschüsse einschließlich eventueller 

Förderung aus ERP-Mitteln für das RKW- 
Projekt A/33 „wirtschaftliche und soziale 
Aspekte des technischen Wandels in der Bun- 
desrepublik Deutschland"? 

34. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die errechnete Frei- 

Dr. Probst setzungsquote von 4,2Vo (absolut: 10,5 Millio- 

nen) Erwerbsfähiger bis 1980 für realistisch, 
und wann gedenkt der beim Bundesministe- 
rium für Wirtschaft bestehende Arbeitskreis 
„Automation" die Auswertung zum RKW-Pro- 
jekt vorzulegen? 

35. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch Der Fragesteller 

Meister Stillegungen in Holland, Belgien und Frank- schrift- 

• j- 1 j j liehe Beantwortung 

reich die Kohleknappheit in der Bundesrepu- 

blik Deutschland auf Grund der steigenden 
Nachfrage noch größer werden wird? 


36. Abgeordneter 

Meister 


Welche Auswirkungen sind für die deutsche 
Wirtschaft zu erwarten, und welche Maßnah- 
men gedenkt die Bundesregierung zu ergrei- 
fen? 


Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


37. Abgeordneter Sind die Befürchtungen bäuerlicher Kreise 
Spilker gerechtfertigt, daß durch Mittel der EWG oder 

nationaler Regierungen innerhalb der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft gewerbliche 
Viehhaltungsbetriebe zum Nachteil der bäuer- 
lichen Veredlungswirtschaft duidi Beihilfen 
oder Steuererleichterungen gefördert werden? 


38. Abgeordneter ln welchem Rahmen wird die Bundesregierung 
Peters die Einfuhr- und Vorratsstelle für Vieh und 

(Poppenbüll) Fleisch zur Entlastung des Rindermarkts wäh- 
rend des Weideabtriebs einsetzen? 


39. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 

40. Abgeordneter 

Dr. Aigner 


41. Abgeordneter 

Dr. Aigner 


42. Abgeordneter 

Unertl 


43. Abgeordneter 
Mertes 


44. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Wird sich die Bundesregierung für eine Er- 
höhung des Rinderorientierungspreises in der 
EWG zum 1. August 1970 verwenden? 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in 
denen in einzelnen Mitgliedstaaten der EWG 
gewerblichen Veredlungsbetrieben nationale 
Begünstigungen oder neben einzelstaatlichen 
Beihilfen und Steuervergünstigungen zusätz- 
liche Zuschüsse aus dem Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds Landwirtschaft 
(EAGFL) gewährt worden sind? 

Ist die Bundesregierung zur Vermeidung neuer 
Wettbewerbsverzerrungen bereit, in Brüssel 
darauf hinzuwirken, daß weder Einzelstaaten 
noch die EWG-Kommission den gewerblichen 
Veredlungsbetrieben finanzielle Flilfen in 
Form von Zuschüssen, zinsverbilligten Dar- 
lehen und Steuererleichterungen gewähren? 

Trifft es zu, daß das sogenannte Bäuerinnen- 
programm in Zukunft nur mehr in benach- 
teiligten Gebieten eingesetzt werden soll? 

Welche der in den regelmäßig zu erstattenden 
Berichten der Bundesregierung über die Aus- 
wirkungen der EWG-Marktorganisationen auf 
dem Agrargebiet enthaltenen Daten kommen 
dem Deutschen Bundestag und der Öffentlich- 
keit nicht bereits durch andere Veröffentli- 
chungen zur Kenntnis, und könnte man nach 
Meinung der Bundesregierung nicht zum 
Zwecke einer besseren Arbeitsökonomie so- 
wohl bei den Autoren als auch bei den Emp- 
fängern dieser Berichte künftig darauf ver- 
zichten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
rung des bayerischen Landwirtschaftsministers 
Eisenmann, wonach das neue Landwirtschafts- 
förderungsprogramm des Bundes ausschließlich 


7 



Drucksache Vi/940 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


45. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


46. Abgeordneter 

Dasdi 


47. Abgeordneter 

Dasch 


48. Abgeordneter 

Dr. von 
Nordenskjöld 


49. Abgeordneter 

Dr. von 
Nordenskjöld 


auf die Schaffung von Großbetrieben ausge- 
richtet und für die bayerischen Verhältnisse 
völlig ungeeignet sei, wo infolge der land- 
schaftlichen, klimatischen und strukturellen 
Gegebenheiten die erforderlichen Mindest- 
betriebseinkommen nicht erreicht werden 
könnten? 

Trifft die weitere Behauptung des bayerischen 
Staatsministers zu, daß der Bund mit seinem 
Förderungsprogramm damit über die Existenz 
der Nebenerwerbsbetriebe vollkommen hin- 
weggehe und 90®/o der 375 000 landwirtschaft- 
lichen Betriebe Bayerns von den gezielten In- 
vestitionsförderungen völlig ausschließe? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, bzw. über die EWG-Kommission 
Vorschlägen, um die existenzbedrohende Situa- 
tion der Legehennenhalter zu überwinden und 
den Eiermarkt zu stabilisieren? 

Welche Vorschläge will die Bundesregierung 
noch in diesem Jahr der EWG-Kommission 
übermitteln, um zu verhindern, daß die Ver- 
edlungsproduktion von Schweinen und Geflü- 
gel in der Bundesrepublik Deutschland und in 
der EWG noch stärker in aaßerlandwirtschaft- 
liche Produktionsunternehmen abwandert? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß einige 
Länder auch im Jahre 1970 genötigt sind, be- 
willigungsreife Anträge auf Eingliederungs- 
kredite mangels ausreichender Siedlungsmittel 
zurückzustellen oder auch abzulehnen, wäh- 
rend andere Länder wesentliche Teile der ih- 
nen zugewiesenen Bundessiedlungsmittel für 
andere Maßnahmen als die der Eingliederung 
verwenden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die vom Bund 
bereitgestellten Siedlungsmittel unabhängig 
von der Finanzkraft der Länder schwerpunkt- 
mäßig denjenigen Ländern zuzuteilen, die die 
größten Eingliederungschancen den noch an- 
tragsberechtigten vertriebenen und geflüchte- 
ten Landwirten zu bieten haben, damit auf 
diese Weise das Abschlußprogramm, das der 
Deutsche Bundestag mit seiner Entschließung 
vom 26. Juni 1969 einmütig gefordert hat, ein- 
gehalten werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


50. Abgeordnete Mit Rücksicht auf die steigende Anzahl von 
Frau Huber Studierwilligen, die trotz der Unsicherheit 

künftiger Entwicklung sicherlich einer Orien- 
tierungshilfe für die Berufswahl begrüßen wür- 
den, frage ich die Bundesregierung, ob sie über 
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51. Abgeordnete 

Frau Huber 


52. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 


53. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 


54. Abgeordneter 
Geisenhofer 


55. Abgeordneter 
Geisenhofer 

56. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 


eine fortgeschriebene Beschäftigtenstatistik 
für die Berufe verfügt, die ein abgeschlossenes 
Studium voraussetzen (einschließlich der offe- 
nen Stellen), damit sie den nach Fachbereichen 
geordneten Studentenzahlen gegenübergestellt 
werden kann? 


Im Hinblick auf die in der Bevölkerung immer 
größer werdende Angst vor beruflichen 
Schwierigkeiten im fortgeschrittenen Lebens- 
alter frage ich die Bundesregierung, ob sie 
bereits irgendeinen Versuch unternommen 
hat, durch wissenschaftliche Institute feststel- 
len zu lassen, wieweit die Behauptung von der 
geminderten Leistungsfähigkeit älterer Berufs- 
tätiger objektiv richtig und wieweit sie über- 
trieben oder gar völlig haltlos sind? 


Hat die Bundesregierung die in der Beant- 
wortung der Kleinen Anfrage betr. wirtschaft- 
liche Situation der Rentner (Drucksache VI/421) 
vom 23. Februar 1970 angekündigten „Maß- 
nahmen zur Schaffung der erforderlichen 
Rechtsgrundlagen, die- es ermöglichen, das 
statistische Material zur Schließung noch vor- 
handener Informationslücken zu vervollstän- 
digen," inzwischen in die Wege geleitet bzw. 
ggf. die Ausarbeitung eines entsprechenden 
Gesetzentwurfs in Angriff genommen? 


Wird ein derartiger Gesetzentwurf vorsehen, 
daß damit die Rechtsgrundlagen geschaffen 
werden, die erforderlich sind, damit alle in der 
Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
(Drucksache VI/258) vom 21. Januar 1970 auf- 
geführten Tatbestände erfaßt werden, und 
darüber hinaus insbesondere auch die Statistik 
über die Zahl der laufenden Renten nach der 
Zahl der anrechnungsfähigen Versicherungs- 
jahre im Zeitablauf Berücksichtigung findet? 


Ist aus dem von der Bundesregienmg ange- 
kündigten statistischen Material über die 
wirtschaftliche Situation der Rentner auch zu 
entnehmen, wie viele Rentner gleichzeitig So- 
zialhilfeempfänger sind und wie viele davon 
25 Jahre und mehr anrechnungsfähige Pflicht- 
versicherungsjahre nachweisen können? 


Wie hoch ist deren persönliche Bemessungs- 
grundlage? 


In welchen Gesetzesvorhaben hat die neue 
Bundesregierung einen unmittelbaren An- 
spruch der Ehefrau aus den Beiträgen des 
Ehemannes in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung verankert? 
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57. Abgeordneter 
Vogt 


58. Abgeordneter 
Vogt 


59. Abgeordneter 
Glombig 


60. Abgeordneter 

Varelmann 


61. Abgeordneter 
Varelmann 


62. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


63. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

64. Abgeordneter 
Engholm 


65. Abgeordneter 
Hansen 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Technische Überwachungsverein Rheinland 
bereit ist, seine technischen Einrichtungen und 
fachwissenschaftliches Personal zur Verfügung 
zu stellen, wenn das Bundesinstitut für Ar- 
beitsschutz entsprechend den bereits von der 
Regierung Kiesinger entwickelten Vorstellun- 
gen zu einer Bundesanstalt für Unfallforsdiung 
ausgebaut wird? 


Ist die Bundesregierung bereit, dieses Ange- 
bot, das auch die auf dem Sektor Unfallfor- 
schung geleistete Vorarbeit und gewonnenen 
Erkenntnisse des Technischen Überwachungs- 
vereins Rheinland umfaßt, anzunehmen? 


Worin liegt der Grund dafür, daß die Rechts- 
verordnungen zu den §§ 564 und 568 RVO 
bisher nicht erlassen worden sind, obwohl 
das Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetz 
bereits am 1. Juli 1963 in Kraft getreten ist, 
und wann ist mit dem Erlaß dieser Rechtsver- 
ordnungen zu rechnen? 


Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß die Arbeitnehmer, die über den zweiten 
Bildungsweg durch besonderen Fleiß und 
Tüchtigkeit eine angesehene Position erreich- 
ten, trotz höherer Beiträge eine kleinere Rente 
erhalten als die, die auf dem normalen Bil- 
dungsweg zum Ziel kamen? 


Ist es zutreffend, daß Arbeitnehmer, die einen 
starken beruflichen Aufstieg hatten und da- 
durch im späten Alter ein höheres Einkommen 
verzeichnen, im Rentenalter gegenüber dem 
letzten Einkommen in ihrem Lebensstandard 
erheblich absinken? 


Unterstützt die Bundesregierung die Bemühun- 
gen der Beschädigtenverbände, einen interna- 
tionalen Ausweis für Schwerbeschädigte ein- 
zuführen? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in dieser 
Angelegenheit in der Europäischen Gemein- 
schaft oder im Europarat initiativ zu werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch 
durchschnittlich der Anteil der Schwerbeschä- 
digten an der Gesamtheit der Arbeitssuchen- 
den in der Bundesrepublik Deutschland ist? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den in ihren Arbeitsmarktchancen beein- 
trächtigten Schwerbeschädigten bei der Be- 
schaffung eines Arbeitsplatzes zu helfen? 
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66. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 


67. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 


68. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


69. Abgeordneter 
Niegel 


70. Abgeordneter 
Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


71. Abgeordneter 
Fieroth 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Landes- 
versicherungsanstalten und Sozidlgerichte den 
Anspruch selbständiger Handwerker auf Über- 
gangsgeld gemäß § 1241 RVO deswegen ver- 
neinen, weil das Erwerbseinkommen der 
Handwerker für die Anspruchszeit im Ver- 
hältnis dieser Zeit zum Jahreseinkommen 
berechnet und angerechnet wird? 

Ist der Bundesregierung klar, daß nach diesem 
Berechnungsschema Ansprüche des weitaus 
größten Teils der selbständigen Handwerker 
auf Ubergangsgeld nicht geltend gemacht wer- 
den können, und daß damit eine eklatante 
Benachteiligung dieser zwangsversicherten 
Handwerker gegenüber den unselbständigen 
gewerblichen Arbeitnehmern verbunden ist? 

Trifft es zu, daß auch vermögenswirksame 
Leistungen bei der Errechnung des statisti- 
schen Durchschnittseinkommens berücksichtigt 
werden und diese Leistungen damit auch in 
den Rentenindex einfließen, wodurch sie mit- 
telbar auf die jährlichen Rentenerhöhungen 
einwirken? 

Billigt die Bundesregierung die Werbeaktio- 
nen der Berliner Arbeitsverwaltung zur Ab- 
werbung von Arbeitskräften in grenznahen 
Gebieten, wie z. B. im standortbenaditeiligten 
oberfränkischen Zonengrenzgebiet, mit allen 
sich daraus ergebenden Folgen für die dortige 
Wirtschaft und Bevölkerung? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich für die 
Schaffung eines internationalen Ausweises für 
Schwerbeschädigte einzusetzen, der es den 
Schwerbeschädigten ermöglichen soll, auch im 
Ausland Schutz und Hilfe zu finden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Jahr 
1969 allein neun Eisenbahner wegen ungenü- 
gender Sicherung der Rottenarbeiter in der 
Bahnunterhaltung ums Leben gekommen sind, 
und weiß die Bundesregierung, daß von der 
Ausführungsbehörde für Unfallversicherung 
die Einführung automatischer Warnanlagen 
gefordert wird, aber trotz bereits entwickelter 
und technisch ausgereifter Systeme immer 
noch keine Entscheidung über die Einführung 
getroffen wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


72. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Gilt für die Marine das Merkblatt Bundes- 
wehr 101, wonach ungediente Bev/erber, die 
sich als Soldaten auf Zeit m.elden, als Ober- 
gefreite für technische Verwendung im Trup- 
pendienst eingestellt werden, sofern sie eine 
Gesellenprüfung als Kfz-Handwerker nachwei- 
sen können? 


11 



Dnidcsadie VI/940 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


73. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 


74. Abgeordneter 
Niegel 


75. Abgeordneter 
Echerland 


76. Abgeordneter 
Echerland 


77. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(Honnef) 


78. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(Honnef) 


79. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


Ist dafür Sorge getragen, daß solche Bewerber, 
falls bei der Marine ggf. besondere Vorausset- 
zungen gelten sollten, bei den Freiwilligen- 
anneihmestellen rechtzeitig und richtig über 
diese besonderen Einstellungsbedingungen 
unterrichtet werden? 


Sind der Bundesregierung Berichte bekannt, 
wonach der Bestand an chemischen Waffen 
durch die UdSSR derartig erhöht worden ist, 
daß heute mehr als ein Drittel der Munitions- 
bestände bei Artillerie und Luftwaffe aus 
chemischen Sprengköpfen bestehen? 


Ist die Bundesregierung bereit, den Erlaß des 
Bundesministers der Verteidigung vom 18. De- 
zember 1967 — veröffentlicht im MinBlVtdg, 
Seite 21 — zu revidieren, auf Grund dessen 
eine Gewährung von zinslosen Darlehen an 
Soldaten auf Zeit als Vorgriff auf die zu er- 
wartende Übergangsbeihilfe ausgeschlossen 
wurde? 

Ist im Ablehnungsfall die Bundesregierung 
bereit, einer Sonderregelung zuzustimmen, 
nach der in bestimmten für den betroffenen 
Soldaten mit großen Aufwendungen verbim- 
denen Fällen (Heirat u. ä.) ein zinsloses Dar- 
lehen gewährt werden kann, das entweder 
tilgungsgünstig ist oder auf die Übergangs- 
beihilfe angerechnet wird? 

Welche Regelungen hat die Bundesregierung 
getroffen, um eine gerechte und reibungslose 
Fahrkostenerstattung für Soldaten und Zivil- 
bedienstete im Geschäftsbereich des Bundes- 
verteidigungsministers in jenen Fällen zu ge- 
währleisten, in denen das Wohnen in der 
Nähe der Dienststelle nicht möglich oder zu- 
mutbar ist? 

Was ist aus den Vorschlägen zur Fahrkosten- 
erstattung geworden, von denen der Bundes- 
verteidigungsminister in Beantwortung einer 
Frage des Abgeordneten Haase (Kellinghusen) 
in der Fragestunde vom 12. Juni 1969 (Druck- 
sache V/4306, Fragen 121 bis 123) sprach? 

Ist die Bundesregierung bereit, einer Aus- 
legung des § 40 Abs. 1 Nr. 1 des Soldaten- 
gesetzes zuzustimmen, daß die Dienstzeit be- 
währter Soldaten auf Zeit auch dann noch 
entsprechend verlängert werden kann, wenn 
hierdurch die besondere Altersgrenze von 
40 Jahren um wenige Wochen überschritten 
würde, um hierdurch den bekannten Unter- 
offiziersmangel der Streitkräfte zu verringern 
und besondere Härten für die betroffenen 
Soldaten zu vermeiden? 
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80. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Ergän- 

Dr. Jobst zung der Bestimmung des § 40 Abs. 1 Nr. 1 des 

Soldatengesetzes zu beantragen, etwa in Form 
einer Härteklausel, falls sie der Auffassung 
ist, daß der Wortlaut der gesetzlichen Rege- 
lung eine Auslegung im obigen Sinn nicht 
zuläßt? 

81. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Pieroth den ausdrücklichen Hinweis der freiwilligen 

Meldung auf den Einberufungsbescheiden, wie 
das beispielsweise bei Einberufungen zu 
Kurzwehrübungen geschieht, der Einberufene 
durch seinen Arbeitgeber berufliche bzw. in- 
nerbetriebliche Schwierigkeiten und Nachteile 
erfahren kann, und welche Möglichkeit sieht 
sie, gegebenenfalls diese Folgen in Zukunft 
zu vermeiden? 

82. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, mit baldiger 

Werner Wirkung den Erlaß des Bundesverteidigungs- 

ministers vom 30. Januar 1970 aufzuheben, 
demzufolge Wehrpflichtige zu Ende ihrer 
Dienstzeit nicht mehr so frühzeitig entlassen 
werden können, daß sie sich rechtzeitig zum 
folgenden Semester immatrikulieren können? 

83. Abgeordneter Warum bekommt eine Witwe für ihren Sohn, 

Ollesdi der im Juni das Abitur macht und im Oktober 

seinen Dienst bei der Bundeswehr antreten 
muß, nur bis einschließlich Juni Waisengeld 
und für die restlichen drei Monate keinerlei 
Unterstützung? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

84. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung das für die Bier- 

Dr. Brand herstellung in der Bundesrepublik Deutschland 

(Pinneberg) geltende Reinheitsgebot gefährdet, nach wel- 

chem Bier nur aus Gerstenmalz, Hopfen, Was- 
ser und Hefe gebraut werden darf und die 
Verwendung anderer Stoffe (von Weizenmalz 
abgesehen) verboten ist, nachdem Pläne be- 
stehen, die Herstellungsvorschriften für Bier 
in der EWG zu vereinheitlichen? 

85. Abgeordneter Trifft es zu, daß nach einem Vorentwurf der 

Dr. Brand Europäischen Kommission den EWG-Braue- 

(Pinneberg) reien erlaubt sein soll, chemische Zusätze wie 

Schwefeldioxyd, Ascorbinsäure oder Gerb- 
stoffe, die mehr oder minder gesundheits- 
schädlich einzustufen sind, für die Bierher- 
stellung verwendet werden dürfen? 

86. Abgeordneter Auf welche Ursachen führt die Bundesregie- 

Dr. Jungmann rung den anhaltenden Geburtenrückgang von 

18,2 auf 1000 Einwohner im Jahre 1964 (mehr 
als 1,065 Millionen) auf 14,8 im Jahr 1969 
(weniger als 903 000) zurück? 
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87. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


88. Abgeordnete 

Frau Stommel 


89. Abgeordnete 

Frau Stommel 


90. Abgeordnete 
Frau Fund^e 


91. Abgeordnete 

Frau Fund^e 


92. Abgeordneter 
Härzsdiel 


93. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


In welchem Verhältnis steht die Entwicklung 
der Geburtenzahlen in der Bundesrepublik 
Deutschland im Vergleich zu der Entwicklung 
in anderen Staaten? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
das Parlament mit exakten Zahlen aufzuklären 
über den Umfang der Rauschgiftsucht, vor 
allem unter der Jugend? 

Welchen Weg sieht die Bundesregierung, um 
der Verbreitung der Rauschgiftsucht, vor al- 
lem unter den Schülern, entgegenzutreten? 

Wie viele Kinder mit Hydrozephalus (Was- 
serkopf) werden jährlich in der Bundesrepu- 
blik Deutschland geboren, und wie werden 
sie versorgt? 

Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland 
eine systematische Forschung über Hydro- 
zephalus und die damit zusammenhängenden 
Bewegungsstörungen, und/oder was ist dies- 
bezüglich geplant? 

Treffen Meldungen zu, wonach in der Bundes- 
republik Deutschland ein erheblicher Gebur- 
tenrückgang zu verzeichnen ist, wenn ja, wie 
beurteilt die Bundesregierung die Ursachen 
dieser Entwicklung? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den Ver- 
band Deutscher Studentenschaften finanziell zu 
unterstützen? 


Gesdiäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


94. Abgeordneter 
Mursdi 
(Soltau- 
Harburg) 


Bis zu welchem Grad ist im Jahr 1969 die 
Baukapazität im Tiefbau (Straßenbau) für Erd- 
bauten und Fahrbahndeckenbauten sowie für 
Kunstbauten durch Bauaufträge in Anspruch 
genommen worden? 


95. Abgeordneter Wie hoch ist der Ausnutzungsgrad gegen- 

Mursdi wärtig? 

(Soltau- 

Harburg) 


96. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 


Wird die Bundesregierung die aus Anlaß der 
Olympischen Spiele 1972 in München für den 
Bau von Bundesfemstraßen erforderlichen 
Mittel künftig so rechtzeitig bereitstellen, daß 
eine termingerechte Durchführung dieser Bau- 
maßnahmen gesichert ist, und ist insbesondere 
sichergestellt, daß der Mehraufwand für diese 
Verkehrsbaumaßnahmen von rund 150 Millio- 
nen DM gegenüber den bisherigen Planungen 
finanziell abgedeckt ist? 
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97. Abgeordneter 
Sieglersdimidt 


98. Abgeordneter 
Josten 


99. Abgeordneter 
Dr. Freridis 


100. Abgeordneter 
Dr. Freridis 


101. Abgeordneter 
Offergeld 


102. Abgeordneter 

Dr. Haadc 


103. Abgeordneter 

Peiler 


104. Abgeordneter 
Dr. Gatzen 


105. Abgeordneter 
Dr. Gatzen 


Welche Schritte hat die Bundesregierung 
bereits unternommen oder gedenkt sie zu 
unternehmen, um im Sinn der Empfehlung 599 
der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates vom 18. April 1970 mit den Mitglieds- 
regierungen und den zuständigen internatio- 
nalen Luftfahrtorganisationen gemeinsame 
Maßnahmen gegen die Luftpiraterie zu er- 
greifen? 

Durch welche Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Straßenbaus und des Schienenverkehrs will 
die Bundesregierung Wünsche von Bewohnern 
des Ruhrgebiets oder der Rheinstädte in 
Nordrhein-Westfalen entsprechen, damit die 
Erholungsgebiete der Eifel von dort schneller 
erreichbar sind? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, ihren Ein- 
fluß auf die Deutsche Bundesbahn geltend zu 
machen, das System der Autoreisezüge ab 
1971 stärker auszubauen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Preise für die schnellste deutsche 
„Auto-Bahn“ zu senken und in eine annehm- 
bare Relation zu den Fahrkosten auf der 
Straße zu bringen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse der von der Stiftung „Warentest“ durch- 
geführten Prüfung von Autosicherheitsgurten, 
und welche Konsequenzen hält die Bundes- 
regierung auf Grund der festgestellten Ver- 
besserungsbedürftigkeit aller Gurte für erfor- 
derlich? 

Wie begegnet die Bundesregierung den in den 
letzten Wochen immer häufiger erhobenen 
Vorwürfen der bayerischen Staatsregierung, 
das Land Bayern werde bei der Verteilung 
von Bundesmitteln — vor allem im Straßen- 
bau — benachteiligt? 

Warum bestehen Schwierigkeiten beim Zusam- 
menschluß von Landgemeinden zu einer Groß- 
gemeinde, dem Bahnhof den Namen der neu- 
gebildeten Gemeinde zu geben? 

Erwägt die Bundesregierung die Neuabgren- 
zung der Fernsprechortsnetze nach Durchfüh- 
rxmg der Gebietsreform, wie es der Deutsche 
Landkreistag in einer Verlautbarung gefordert 
hat? 

Sieht die Bundesregierung, falls derartige Er- 
wägungen bestehen, auch vor dem Abschluß 
der kommunalen Neuordnung eine Möglich- 
keit, Ortsnetzkorrekturen dort vorzunehmen, 
wo Gemeinden von Netzgrenzen durchschnit- 
ten werden, die unzweifelhaft falsch gezogen 
sind, die Betroffenen erheblich benachteiligen 
und die wirtschaftliche Entwicklung hemmen? 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


106. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


107. Abgeordneter 
Reddemann 


108. Abgeordneter 
Reddemann 


109, Abgeordneter 
Damm 


110. Abgeordneter 

Damm 


111. Abgeordneter 
Wohlrabe 


112. Abgeordneter 
Wohlrabe 


Kann die Bundesregierung — über ihre Aus- 
sagen vom 3. Juni 1970 hinaus — konkrete 
Angaben über die mittlerweile bekanntge- 
wordenen, geheim durchgeführten Maßnahmen 
der SED machen, deren Ziel es war und ist, 
durch sogenannte Verwaltungsakte das Ver- 
mögen der Zonenflüchtlinge zu konfiszieren? 

Weshalb ist es der Bundesregierung bisher 
nicht gelungen, sich über die Enteignungsvor- 
gänge in der „DDR" ausreichende Kenntnis zu 
verschaffen? 

Sind die zuletzt in der Illustrierten „Quick" 
vom 17. Juni 1970 veröffentlichten Einzelhei- 
ten über die Geheimaktion der SED nach den 
der Bundesregierung vorliegenden Erkennt- 
nissen zutreffend? 

Stimmt die Bundesregierung der Darstellung 
von Richard Löwenthal im ZDF-Magazin vom 
3. Juni 1970 zu, wonach als Folge einer völker- 
rechtlichen Anerkennung der „DDR" die dorti- 
gen Behörden nach erfolgter Enteignung der 
Geflüchteten diesen eine Fülle von Schuld- 
forderungen präsentieren würden und Gerichte 
der Bundesrepublik Deutschland gezwungen 
wären, Amtshilfe zu leisten? 

Warum ist in dem Bericht über „Die Lage der 
Nation im gespaltenen Deutschland" kein 
Wort über die Konfiszierung des Flüchtlings- 
vermögens mitgeteilt worden, obwohl die Dar- 
stellung dieses Vorganges die wahre Lage im 
gespaltenen Deutschland besonders eindring- 
lich gekennzeichnet hätte? 

Wie hoch ist nach Schätzungen der Bundes- 
regierung die Summe der durch „enteignungs- 
ähnliche Vorgänge" den SED-Behörden anheim 
gefallenen Vermögen? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung die Mit- 
teilungen über die Enteignung des Flüchtlings- 
vermögens in der Zone nur dosiert gibt, weil 
sie fürchtet, daß die volle Veröffentlichung 
aller Tatsachen Unruhe in der Bevölkerung 
schaffen würde? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

113. Abgeordneter Zu welchem Ergebnis haben die vom Paria- 
Wende mentarischen Staatssekretär beim Bundesmini- 

ster für Bildung und Wissenschaft, Dr. von 
Dohnanyi, in der Fragestunde vom 12. März 
1970 auf meine Fragen A. 16 und 17 (Druck- 


16 



Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudcsache VI/940 


sadie VI/480) hinsiditlidi der antidemokra- 
tischen Umtriebe in deutschen Schulen für 
griechische Gastarbeiter angekündigten Unter- 
suchungen in Zusammenarbeit mit den Kultus- 
ministern der Länder geführt? 

114. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung mit den quanti- 

Dr. Abelein tativen und finanziellen Projektionen der Bil- 

dungskommission des Deutschen Bildungs- 
rates überein? 

115. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Abelein die Ausgaben für das Bildungswesen inner- 

halb dieses Jahrzehnts vervierfachen zu kön- 
nen? 

116. Abgeordnete Wann rechnet die Bundesregierung mit der 
Frau Dr. Walz Einführung der integrierten Gesamthochschule, 

nachdem der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. von Dohnanyi im Norddeutschen Rund- 
funk am 25. März 1970 erklärte, sie könne nicht 
im Hochschulrahmengesetz verordnet, sondern 
nur der Weg zu ihr offengehalten werden, zu- 
mal sie auch die Reform des Sekundarschul- 
wesens voraussetze? 

117. Abgeordnete Kann die Bundesregierung die Vorstellungen 

Frau Dr. Walz des Ministers für Bildung und Wissenschaft 

präzisieren (Pressedienst VI/70), nach denen 
ein Lehrerstudium in drei Studienjahren mit 
Hilfe des Fernstudiums abgeschlossen werden 
kann? 

118. Abgeordneter Ist die Bundesregierung von dem Projekt 

Dr. Bach eines neuen großen europäischen 300 GeV 

Protonenbeschleunigerlaboratoriums, dem sie 
1968 zugestimmt und zugesagt hat, sich für 
einen deutschen Standort dieser Anlage ein- 
zusetzen, abgerückt? 

119. Abgeordneter Welches Ergebnis hat die Befragung der Abi- 

Dr. Enders turienten in der Bundesrepublik Deutschland 

über ihre Studienabsichten erbracht? 

120. Abgeordneter Welche Konsequenzen ergeben sich aus der 

Dr. Enders Auswertung dieser Umfrage? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


121. Abgeordneter Wie war es möglich, daß die Bildzeitung Text 
Freiherr von und Inhalt des von Staatssekretär Bahr in 
Kühlmann- Stumm Moskau ausgehandelten Gewaltverzichtsver- 
trages früher zur Kenntnis erhielt als die Ab- 
geordneten des Deutschen Bundestages? 
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122. Abgeordneter 
Maudber 


123. Abgeordneter 
Maudber 


124. Abgeordneter 
Draeger 


125. Abgeordneter 
Rommerskirdien 


126. Abgeordneter 
Rommerskirdien 


127. Abgeordneter 

Dr. Klepsdi 


128. Abgeordneter 
Dr. Hauff 


129. Abgeordneter 
Werner 


Treffen Meldungen zu, nach denen die Bun- 
desregierung ein Gnadengesuch für Herrn 
Kappler an zwei römische Rechtsanwälte ge- 
richtet hat? 


Ist aus dem Gnadengesuch zu erkennen, daß 
dieses im Auftrag der Bundesregierung er- 
gangen ist? 


Welche Aussichten bestehen für eine Abände- 
rung der Protokolle über das Amt für 
Rüstungskontrolle der Westeuropäischen 
Union, die gemäß der Antwort des Rates der 
WEU auf die Empfehlung 194 der Versamm- 
lung der WEU erforderlich wäre, wenn das 
Rüstungskontrollamt der WEU in die Lage 
versetzt werden soll, sich über den internatio- 
nalen Waffenhandel zu informieren? 


Wie bewertet die Bundesregierung den Ar- 
tikel 6 im sowjetisch-tschechoslowakischen 
Vertrag vom 6. Mai 1970, nach welchem das 
„Münchner Abkommen vom 28. September 
1938 mit allen sich daraus ergebenden Folgen 
von Anfang an ungültig" sei? 


Bestehen die in der deutschen Presse geäußer- 
ten Befürchtungen zu recht, nach denen mögli- 
cherweise mit reparationsähnlichen Forderun- 
gen der tschechoslowakischen Regierung an 
die Bundesrepublik Deutschland gerechnet 
werden muß? 


Kann der Bundesaußenminister tatsächlich 
versichern, daß aus dem westlichen Bereich 
— auch nicht aus Luxemburg — keine repara- 
tionsähnlichen Forderungen gestellt wurden, 
bei denen darauf hingewiesen wurde, daß der 
uns bisher schützende Friedensvertragsvorbe- 
halt des Londoner Schuldenabkommens durch 
gewisse Aktivitäten in der Ostpolitik ausge- 
höhlt wird? 


Hält es die Bundesregierung für tragbar, daß 
das Goethe-Institut in Tokio sowohl durch 
den Standort der Schule als auch durch die 
mangelhafte Ausstattung mit Schulräumen 
und durch die unzumutbare Trennung von 
Schule und Bibliothek daran gehindert wird, 
die gestellten Aufgaben zu erfüllen? 


Wie erklärt sich die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß sich Entführungsmanöver ausländi- 
scher Insurgenten zunehmend auf deutsche Di- 
plomaten konzentrieren und regelmäßig er- 
folgreich sind? 
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B. Sdiriftlidie Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Engholm ning, den wegen zum Teil geringfügiger 

Rauschgiftvergehen in der Türkei unter men- 
schenunwürdigen Umständen inhaftierten 
deutschen Staatsbürgern zu helfen (siehe Be- 
richt der „Lübecker Nachrichten" vom 24. Mai 
70/Nr. 118/Seite 25)? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Wieweit ist die Heimkehrer-Stiftung ausge- 

Dr. Aigner baut, und wann wird sie voll funktionsfähig? 

3. Abgeordneter Welche Gründe veranlaßten die Bundesregie- 

Hussing rung, die Stellenzulage auf Grund des Sieben- 

ten Gesetzes zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes den technischen Beamten der 
Besoldungsgruppen A 9, A 10 und A 11 zu 
gewähren, nicht aber auch den Aufstiegsbeam- 
ten des gehobenen technischen Dienstes bei 
der Deutschen Bundesbahn? 

4. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung nicht für vertret- 

Hussing bar, insbesondere wegen des gleichrangigen 

dienstlichen Einsatzes von Regelbewerbern 
und Aufstiegsbeamten, auch den Aufstiegs- 
beamten des gehobenen technischen Dienstes 
bei der Deutschen Bundesbahn die Stellen- 
zulage zu gewähren? 

5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das Reichs- und 

Eckerland Staatsangehörigkeitsgesetz insoweit abzu- 

ändem, daß Ausländer, die schon in der zwei- 
ten oder dritten Generation ununterbrochen 
in Deutschland leben, nach einem erleichterten 
Verfahren eingebürgert werden können? 

6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, 

Eckerland bei der hier angesprochenen Personengruppe, 

die schon längst in die Gesellschaft integriert 
ist, ein einmaliges Fehlverhalten, das norma- 
lerweise zur Ablehnung einer Einbürgerung 
führt, auch im Sinn einer Resozialisierung des 
Betroffenen nicht als einbürgerungshindemd 
zu bewerten? 
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7. Abgeordneter 
Leidit 


8. Abgeordneter 
Leidit 


9. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vodcenhausen 


10. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vodcenhausen 


11. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 


12, Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


13. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


Ist es richtig, daß im Ersatzteildeppt Germers- 
heim, ohne daß bestimmte Tätigkeiten in 
Wegfall oder durch Vereinfachung der Arbeits- 
abläufe Einsparungen vorgenommen werden 
konnten, eine größere Anzahl von Angestell- 
ten- und Arbeiterdienstposten ersatzlos ge- 
strichen worden sind und weitere herabdotiert 
wurden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung und welche Maßnahmen wird sie ergrei- 
fen, um Härten zu vermeiden, da durch den 
neuen Organisations- und Stellenplan über- 
wiegend ältere Angestellte und Arbeiter be- 
troffen sind, die dieser Dienststelle bereits 
seit mehr als zehn Jahren angehören? 


Hält die Bundesregierung es unter raumordne- 
rischen Gesichtspunkten für richtig, daß eine 
im regionalen Raumordnungsprogramm für 
den Ballungsraum Main-Spitze als Erholungs- 
gebiet ausgewiesene Fläche westlich der Ge- 
meinden Astheim und Trebur (Kreis Groß- 
Gerau) für den Bau einer Erdölraffinerie und 
einer Kunststoffabrik zur Verfügung gestellt 
werden soll? 

Wäre es nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht ratsam, wenn die beiden Vorhaben vor 
einer endgültigen Entscheidung mit allen Be- 
teiligten und Betroffenen, gegebenenfalls un- 
ter Heranziehung wissenschaftlicher Gutach- 
ten, erörtert würden? 


Hält die Bundesregierung die Tatsache, daß 
ein Arzt griechischer Staatsangehörigkeit sei- 
nen Wehrdienst unter dem Obristenregime 
Griechenlands nicht geleistet hat und auch 
nicht ableisten will, für einen hinreichenden 
Grund, ihm die deutsche Staatsangehörigkeit 
zu verweigern, obschon er seit 12 Jahren in 
der Bundesrepublik Deutschland lebt und ar- 
beitet, seit 9 Jahren mit einer Deutschen eine 
Ehe führt, der vier Kinder entstammen, und 
er sich voll in die deutschen Lebensverhält- 
nisse integriert hat? 


Hält es die Bundesregierung für angemessen 
und vertretbar, daß die vier Kinder dieses 
Griechen und der Deutschen ebenfalls nicht die 
deutsdie Staatsangehörigkeit erhalten können, 
und sieht die Bundesregierung hierin nicht 
eine Diskriminierung der deutschen Ehefrau? 

Hält die Bundesregierung die Bestimmungen 
des deutsch-iranischen Niederlassungsabkom- 
mens vom 17. Februar 1929 (Reichsgesetzbl. 
1930 II S. 1006 ff., Bundesgesetzbl. 1955 II 
S. 829 ff.) mit dem Geist des Grundgesetzes 
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für vereinbar, wonach in Deutschland gebo- 
rene Kinder eines persischen Vaters und einer 
deutschen Mutter, die ihre Staatsangehörigkeit 
behalten hat, die persische Staatsangehörig- 
keit haben und ihre Einbürgerung als deutsche 
Staatsangehörige nur mit Zustimmung der 
iranischen Regierung erreichen können, die 
ihrerseits ihre Zustimmung davon abhängig 
macht, daß nicht nur das Kind, sondern gleich- 
zeitig auch sein persischer Vater auf die 
persische Staatsangehörigkeit verzichten (Ar- 
tikel 988 des Iranischen Zivilgesetzbuches)? 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Verhandlungen 
Dr. Lenz mit dem Iran aufzunehmen, um eine Änderung 

(Bergstraße) der Vertragsbestimmungen zu erreichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


15. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(Honnef) 


Unter welchen Voraussetzungen können die 
Gemeinden im Raum Bonn, soweit ihnen durch 
Anwesenheit der Bundesregierung in der Bun- 
deshauptstadt zusätzliche Kosten erwachsen, 
an den im Einzelplan 60 unter Titel 62 351, 
65 351, 85 351, 88 351 bereitgestellten Haus- 
haltsmittel partizipieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mir den Text- 
Dr. Sprung teil der Ziffer des Strukturberichts vom 8. Mai 

1970 wörtlich zu zitieren, auf den sie in ihrer 
Antwort — ■ Drucksache VI/813 — auf Teil 1 
der Kleinen Anfrage betr. regionale Aktions- 
programme — Drucksache VI/748 — • verwie- 
sen hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


17. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der dem 
Dr. Beermann Fürsten Bismarck gehörende, im Wahlkreis 
Stormarn — Lauenburg gelegene Sachsenwald 
neuerdings teilweise für die Allgemeinheit 
gesperrt ist? 


18. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, ein Bundes- 
Dr. Beermann forstgesetz vorzulegen, das sämtlichen Privat- 
waldbesitzern auferlegt, die ihnen gehörenden 
Wälder allen Erholungssuchenden stets zu- 
gänglich zu machen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


19. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deut- 
Krampe sehen Bundestag einen Gesetzentwurf über 

einen Bildungsurlaub vorzulegen und beja- 
hendenfalls bis wann? 


20. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


21. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


22. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


23. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

24. Abgeordneter 

Burger 


25. Abgeordneter 

Matthöfer 


26. Abgeordnete 

Frau Dr. Wolf 


Trifft es zu, daß nach einer Erklärung des 
Bundesarbeitsministers beabsichtigt ist, die 
Kriegsdienstverweigerer ihren Dienst nicht 
nur in Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten 
ableisten zu lassen, sondern sie auch im Be- 
reich der Jugenderziehung, Jugendfürsorge 
und Jugendbetreuung einzusetzen? 


Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, 
jenem eine extremistische Meinung vertre- 
tenden kleinen Teil der unter die Wehrdienst- 
pflicht Fallenden die Möglichkeit zu geben, 
sich bei Jugendlichen ein besonders geeignetes 
Feld für die Agitation ihrer Ansichten einzu- 
richten? 

Kann die Bundesregierung die Behauptungen 
aus dem Dienst der katholischen Kirche ausge- 
schiedener Geistlicher bestätigen, wonach die 
Ordinariate der gesetzlich vorgeschriebenen 
Nachversicherung entweder nicht oder der 
Höhe nach unzureichend nadikommen (Spie- 
gel Nr. 23)? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, wenn sich diese Behauptungen be- 
stätigen würden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein Un- 
fallverletzter für orthopädisches Schuhwerk 
derzeit einen Kostenanteil von 55 DM bis 
65 DM aufzubringen hat, während nach dem 
Bundesversorgungsgesetz im gleichen Fall nur 
25 DM zu bezahlen sind, und gedenkt die 
Bundesregierung, dieses Mißverhältnis durch 
eine Änderung der Verordnung vom 14. No- 
vember 1928 zu beseitigen? 


Ist die Bekanntgabe von Bedingungen, unter 
denen Entwicklungsdienst geleistet werden 
kann, nach Meinung der Bundesregierung Ar- 
beitsvermittlung im Sinne des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
deutsche Wirtschaft in den nächsten Jahren 
weiterhin auf die Mitarbeit ausländischer Ar- 
beiter in der Bundesrepblik Deutschland an- 
gewiesen sein wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


27. Abgeordneter Weshalb war es bisher noch nicht möglich, 

Peiter das vor etwa drei Jahren errichtete Korps- 

Depot 353 Westerburg an die Energieversor- 
gung anzuschließen und damit die Gebrauchs- 
und Ölwasserversorgung des Depots sicher- 
zustellen? 

28. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß der Anschluß 

Peiter ausgeführt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

29. Abgeordnete Gedenkt die Bundesregierung, die erst am 
Frau Dr. Walz 1. Oktober 1971 die Vorlage eines Ergänzungs- 
gesetzes über die Ausbildungsförderung plant, 
die sich auf die Förderung der Studierenden 
aller Hochschulen erstrecken soll, das Prinzip 
der Familienunabhängigkeit der Stipendien 
einzuführen, wie es Rektorenkonferenz, Bun- 
desassistentenkonferenz und die Studenten- 
verbände fordern? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

30. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den im Ent- 

Dr. Warnke wurf des Bundeshaushalts 1970/1971 für den 

Ausbau der Bundesstraße 303 zwischen Markt- 
redwitz und Schirnding (Oberfranken) vor- 
gesehenen, aber gesperrten Betrag in Anbe- 
tracht der Bedeutung dieses Projekts für das 
dortige Zonenrandgebiet in voller Höhe frei- 
zugeben? 

31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in Würdigung des 

Freiherr Umstandes, daß die Entwicklung der Stadt 

von Fircks Burgdorf stark gehemmt wird und auch schon 

der heutige Berufsverkehr unerträglich be- 
hindert ist, bereit, sich für eine Beschleuni- 
gung der Bearbeitung der bei der Hauptver- 
waltung in Frankfurt liegenden Unterlagen 
zur Beseitigung der schienengleichen Bahn- 
übergänge in der Kreisstadt Burgdorf einzu- 
setzen? 

32. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß die Autobahnteilstrecke 

Dr. Fuchs Plattling — Passau entsprechend den Ausbau- 

zielen, die das Bundesverkehrsministerium im 
Juni 1969 veröffentlichte, bis 1975 vierspurig 
fertiggestellt wird? 
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33. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun um 

Borm sicherzustellen, daß bei Beschädigungen der 

vorderen Windschutzscheibe in Kraftfahrzeu- 
gen, etwa durch Steinschlag oder dergL, die 
Sicht nicht durch die Art des verwendeten 
Glases plötzlich verhindert wird? 

34. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf dem 

Mattick neuen Flugplatzgelände in Köln-Wahn Selbst- 

fahrer, die ihren Wagen auf dem Parkplatz 
abstellen wollen, pro Tag 6 DM bezahlen müs- 
sen, wobei nach Ablauf von 72 Stunden die 
Stunden sogar noch einzeln berechnet werden? 

35. Abgeordneter Hält die Bundesregierung diesen Preis für 

Mattick berechtigt und vertretbar? 

36. Abgeordnete Sind Verkehrsübungsplätze, die im Eigentum 

Frau Funcke von Fahrschulen oder Automobilklubs stehen, 

als öffentlicher Weg oder Platz oder aber als 
privater Grund im Sinn des Straßenverkehrs- 
gesetzes und der Kraftverkehrsversicherungs- 
bedingungen anzusehen? 

37. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 

Erhard wirksam dafür zu sorgen, daß Verkehrsschil- 

(Bad Schwalbach) der nur so angebracht werden, daß sie nicht 

gefährdend in den Luftraum von Fußgänger- 
wegen hineinragen? 

38. Abgeordneter Ist die Verkehrsbelastung, die sich aus dem 

Dr. Rinsche Bau und Betrieb des im Dreieck Hamm — 

Beckum — Münster geplanten Interkontinental- 
Flughafens Westfalen ergeben wird, bereits 
in den Planungen für die Bundesfernstraßen 
berücksichtigt? 

39. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Rinsche rung, die Räume Lüdinghausen, Lünen, Hamm 

durch entsprechende Planungen bzw. Pla- 
nungsveränderungen der Bundesfernstraßen 
1120, 63 und 58 an den Großflughafen West- 
falen anzuschließen? 

40. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Wagner Güterkraftverkehrsunternehmer z. Z. sehr 
(Trier) große Schwierigkeiten haben, Kraftfahrer mit 

Führerschein Klasse II zu finden? 

41. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Vorgriff 

Dr. Wagner auf die Regelung des Berufskraftfahrergesetzes 
(Trier) schon jetzt die Möglichkeit zu schaffen, daß 

Kraftfahrer vor Erreichung des 21. Lebens- 
jahres den Führerschein Klasse II erwerben 
und mit ihm als zweiter Fahrer auf den Last- 
zügen eingesetzt werden können? 
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42. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach der 
Härzschel Rheinübergang bei Markt in die zweite Dring- 

lichkeitsstufe des Bedarfsplans nach 1980 auf- 
genommen wurde und die Brücke am Palm- 
rain in Weil a. Rh. in die dritte Dringlich- 
keitsstufe nach 1985, obwohl Bundesminister 
Leber bei seinem Besuch im Landkreis Lör- 
rach am 2. April 1968 bindend zugesagt hat, 
daß der Bau der Rheinbrücke in Weil (am 
Palmrain) in den Ausbauplan ab 1971 aufge- 
nommen werde und auch für den Bau der 
Brücke bei Märkt ein früherer Zeitpunkt ge- 
nannt wurde? 


43. Abgeordneter Wann werden auf dem 40 km langen Bundes- 
Wende autobahnabschnitt Waldorf er Kreuz — Sins- 

heim — Weinsberg die insbesondere angesichts 
des nunmehr einsetzenden dichten Ferienreise- 
verkehrs dringend benötigten Notrufsäulen 
installiert werden? 


44. Abgeordneter Stimmt es, daß die Deutsche Bundesbahn plant, 

Dr. Hermesdorf den Stückgutverkehr des Bahnhofes Kreuzau 
(Schleiden) auf der Strecke Düren — Heimbach einzustellen, 

obwohl Kreuzau als zentraler Ort mit eige- 
nem Versorgungsnahbereich und relativ star- 
ker Industrieansiedlung Mittelpunkt des zu- 
sammenhängenden südlichen Rurtales ist? 

45. Abgeordneter Geht das in der Antwort der Bundesregierung 

Pierolh auf die schriftlichen Fragen Nr. 20 und 21, 

Drucksache VI/869, angeführte Fehlen von 
Haushaltsmitteln auf konjunkturpolitische 
Sperren zurück, und hält es in diesem Falle 
die Bundesregierung für sinnvoll, solche Sper- 
ren schematisch auch für wirtschaftlich schwach 
strukturierte Gebiete anzuwenden, zu denen 
der Landkreis Birkenfeld zählt und in denen 
von Konjunkturüberhitzung nicht gesprochen 
werden kann, anstatt dort die konjunkturell 
günstige Situation zur Förderung des wirt- 
schaftlichen Aufschwungs durch gezielte Zu- 
weisungen zu nutzen? 


46. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, an der B 9 in 
Pieroth der Durchfahrt durch die landwirtschaftliche 

Gemarkung der Gemeinde Ingelheim/Rhein 
als Sofortmaßnahmen bis zum völligen Ausbau 
der B 9 Vorkehrungen — z. B. die Einrichtung 
einer Druckampelanlage am Hauptwirtschafts- 
weg Badweg — zu treffen, die ein gefahrloses 
Kreuzen der stark befahrenen Fahrbahn er- 
möglichen und für landwirtschaftliche Fahr- 
zeuge, die wegen der Unterbrechung des 
Wirtschaftswegenetzes durch die B 9 die B 9 
selbst benutzen müssen und dort den Verkehr 
behindern, die wenig benutzten Radfahrwege 
zur Benutzung freizugeben? 
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47. Abgeordneter Bis wann wird die Bundesregierung im Inter- 
Weigl esse der Wirtschaft die Bewilligungsbedingun- 

gen für Bundeszuwendungen zur Förderung 
des kombinierten Verkehrs und des Gleisan- 
schlußverkehrs einfacher und praxisnäher ge- 
stalten? 


48. Abgeordneter Trifft es zu, daß im 1. Fünf jahresplan des 

Weigl Bundes die Mittel für den Bundesstraßenbau 

in Bayern nicht nur um 40®/o gegenüber den 
bisherigen Zuweisungen gekürzt werden sol- 
len, sondern aus diesem Betrag auch noch die 
Mehrkosten des im Rahmen der Olympischen 
Spiele notwendigen Straßenbaues im Raum 
München getragen werden müssen? 


49. Abgeordneter 
Meister 


Ist die Deutsche Bundesbahn in der Lage, die 
durch das Sonntagsfahrverbot für sie zusätz- 
lich anfallenden Transporte durchzuführen? 


50. Abgeordneter 

Meister 


Wie hoch wird für die Deutsche Bundesbahn 
der Verlust durch die Sondereinsätze sein? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


51. Abgeordneter Hat das Pressereferat des Bundesministers für 

Vogel Städtebau und Wohnungswesen in seinen fort- 

laufend herausgegebenen Pressemitteilungen 
behauptet, daß in zahlreichen größeren Städ- 
ten des Bundesgebietes, die zu den „weißen 
Kreisen" rechnen, die Zahl der Familien und 
Haushalte ohne eigene Wohnung nach den Er- 
gebnissen der Wohnungszählung 1968 erheb- 
lich höher als 3^/o ist, so z. B. in Düsseldorf 
8 , 90/0 und in Köln 5, 70 / 0 ? 

52. Abgeordneter Ist dem Bundesminister für Städtebau und 

Vogel Wohnungswesen bekannt, daß bei der Woh- 

nungszählung 1968 abweichend von der frü- 
heren Wohnungszählung 1961, die dem Abbau 
der Wohnungszwangswirtschaft nach dem 
„Lücke-Plan" zugrunde lag, alle „Wohngele- 
genheiten", also auch etwa Appartements ohne 
eigene Küche oder Kochnische, und nicht nur 
Notunterkünfte, dem Wohnungsfehlbestand 
hinzugerechnet wurden, und daß der Minister 
für Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten 
des Landes Nordrhein-Westfalen bereits in 
einer Pressemitteilung vom 25. März 1970 auf 
diese Unterschiede der beiden Wohnungszäh- 
lungen hingewiesen und daraus die Folgerun- 
gen gezogen hat, daß die höheren Defizitzah- 
len der Wohnungszählung 1969 noch nichts 
über die Wohnungssituation und den Woh- 
nungsbedarf aussagen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


53. Abgeordnete Welche Forderungen nach Mitbestimmung der 
Frau Dr. Walz wissenschaftlichen Mitarbeiter in Großfor- 
schungseinrichtungen wurden bei dem Hea- 
ring im Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft (Pressedienst 4,7/70) von diesen 
in den zu errichtenden Koordinierungsgremien 
und an den einzelnen Institutionen erhoben, 
und welchen davon gedenkt die Bundesregie- 
rung zu entsprechen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


54. Abgeordneter Was kann nach Meinung der Bundesregierung 
Matthöfer unternommen werden, um breitere Schichten 

der Jugend über den Inhalt des Entwicklungs- 
helfergesetzes zu informieren? 


Bonn, den 12. Juni 1970 
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